
einmal aus der konkreten ökonomischen Entwicklung, 
z. B. Aufbau strukturbestimmender Betriebe, und zum 
anderen aus bestimmten Erscheinungen der Kriminali­
tät und anderer Rechtsverletzungen ergeben. Das Kreis­
gericht informiert auch über bestimmte Erscheinungen 
der Kriminalität, wenn sie nicht von diesen Schwer­
punkten erfaßt werden, aber für die Leitungstätigkeit 
der örtlichen Volksvertretung und ihrer Organe von 
Bedeutung sind. Das Kreisgericht stützt sich bei sei­
ner Informationstätigkeit auf die Erfahrungen und 
Feststellungen aus den Strafverfahren und anderen 
Rechtsstreitigkeiten und ggf. darauf beruhender analy­
tischer Tätigkeit.
Der Komplex und Inhalt der an die örtlichen Volks­
vertretungen und ihre Organe zu gebenden Informa­
tionen wird zwischen dem Kreisgericht und dem 
Kreisstaatsanwalt abgestimmt.
Zwischen dem Kreisgerichtsdirektor und dem Kreis­
staatsanwalt wird die Teilnahme an den Sitzungen des 
Rates des Kreises bzw. des Rates der Stadt vereinbart.

5.2. Bei der Realisierung der Integration der Kri­
minalitätsvorbeugung und -bekämpfung in die gesamt­
gesellschaftliche Leitung und dem dabei vom Kreis­
gericht zu leistenden unterstützenden Beitrag hat die 
monatlich einmal stattfindende Beratung der Leiter 
der Rechtspflege- und Sicherheitsorgane unter Leitung 
des Stellvertreters für Inneres große Bedeutung. Die 
koordinierende und auf die Komplexität der Krimi­
nalitätsvorbeugung und -bekämpfung gerichtete Auf­
gabenstellung in diesen Beratungen wird durch ihre 
Zusammensetzung gewährleistet. Die Kontinuität die­
ser Beratungen wird insbesondere dadurch gesichert, 
daß jeweils für ein Jahr Schwerpunkte der Beratun­
gen festgelegt werden. Diese werden unter Beachtung 
der zentralen Vorgaben mit den vom Bezirkstag, vom 
Kreistag und von der Stadtverordnetenversammlung 
schwerpunktmäßig bestimmten Aufgaben abgestimmt. 
Entsprechend dieser Aufgabenstellung werden Fest­
legungen für die einzelnen Organe entsprechend ihrem 
spezifischen Verantwortungsbereich vorgenommen und 
finden Eingang in die Arbeitsplanung der jeweiligen 
Organe. Gleichzeitig wird festgelegt, welches Organ 
dem Rat des Kreises bzw. dem Rat der Stadt Infor­
mationen auf dem Gebiet der Kriminalitätsbekämp­
fung übermittelt und welches Organ zu welchen Pro­
blemen eine entsprechende Zuarbeit hierfür leistet. 
Dadurch werden Doppelinformationen vermieden und 
gleichzeitig die in den einzelnen Organen vorhandenen 
Erfahrungen systematisch, rationell und effektiv zu­
sammengetragen.

5.3. Eine kontinuierliche Zusammenarbeit hat sich 
auch zwischen dem Kreisgericht und der Stadtverord­
netenversammlung der Kreisstadt entwickelt.

Die Kreisstadt bildet sowohl hinsichtlich ihrer Rolle 
für die volkswirtschaftliche Entwicklung des Kreises 
als auch hinsichtlich der Konzentration der Kriminali­
tät mit über 50 Prozent der Gesamtkriminalität des 
Kreises den Schwerpunkt. Das war der Anlaß, daß der 
Rat der Stadt Wittenberg gemeinsam mit den Rechts­
pflegeorganen des Kreises die Initiative ergriffen hat, 
auf seinem Territorium komplexe Maßnahmen zur 
Zurückdrängung der Kriminalität einzuleiten. Unter 
Verantwortung des Bürgermeisters wurde eine zeit­
weilige Arbeitsgruppe gebildet, die sich mit der Vor­
bereitung eines Beschlusses der Stadtverordnetenver­
sammlung zur Kriminalitätsbekämpfung und -Vorbeu­
gung befaßt hat, der die Arbeitsgrundlage für die 
Stadtverordneten und des Rates für mehrere Jahre 
darstellt. Im Beschluß des Kreistages und der Stadt­
verordnetenversammlung wurden die Schwerpunkte

der Kriminalitätsvorbeugung und -bekämpfung in der 
Stadt bestimmt, und zwar
— Vorbeugung und Zurückdrängung der Straftaten 

durch Jugendliche und Vorbestrafte;
— Kampf gegen den Alkoholismus und in diesem Zu­

sammenhang begangene Straftaten;
— umfassende Anwendung der VO vom 15. August 

1968 (GBl. II S. 751) durch die örtlichen Staatsor­
gane, die Betriebe und Vorstände der Genossen­
schaften ;

— Einleitung von Maßnahmen gegen Verstöße gegen 
den Arbeite- und Brandschutz sowie allseitige Ge­
währleistung der Verkehrssicherheit.

Besonders wurde auch auf eine effektivere Mitwir­
kung der Bevölkerung bei der Zurückdrängung der 
Kriminalität und anderer Rechtsverletzungen in den 
Wohngebieten orientiert und wurden konkrete Maß­
nahmen festgelegt.
Die Zusammenarbeit des Kreisgerichts mit der Stadt­
verordnetenversammlung und dem Rat wird auch da­
durch positiv beeinflußt, daß der Sekretär des Rates 
der Stadt Teilnehmer der gemeinsamen Leiterbera­
tung unter Vorsitz des Stellvertreters für Inneres des 
Rates des Kreises ist, die sich entsprechend den Erfor­
dernissen der Entwicklung der Stadt auch auf die Kri­
minalitätsvorbeugung und -bekämpfung in der Stadt 
sowie die Unterstützung der Durchsetzung des Be­
schlusses der Stadtverordnetenversammlung konzen­
triert.
Werden im Rat der Stadt oder in der Stadtverordneten­
versammlung spezielle Probleme der Kriminalitätsvor­
beugung behandelt, nimmt in Abstimmung mit dem 
Kreisstaatsanwalt der Kreisgerichtsdirektor bzw. der 
Staatsanwalt teil.
In der Zusammenarbeit mit dem Rat der Stadt wird 
der Grundsatz beachtet, daß der Stadtverordnetenver­
sammlung bzw. dem Rat nur solche Informationen 
übermittelt werden, die sie für das Wahrnehmen ihrer 
Aufgaben und Kompetenzen benötigen. Das Gericht 
informiert über Feststellungen, die sich aus Strafver­
fahren und Rechtsstreitigkeiten ergeben, während der 
Staatsanwalt die Schlußfolgerungen aus der Krimina­
litätsstatistik zur Kenntnis bringt.

6. Zur Gestaltung der Zusammenarbeit der Ge­
richte mit den örtlichen Volksvertretungen und 
deren Organen in den Bezirksstädten mit Stadt­
bezirken

Eine wirksame Bekämpfung und Vorbeugung der Kri­
minalität in der Bezirksstadt mit Stadtbezirken setzt 
eine planmäßige und koordinierte Zusammenarbeit 
der Rechtspflegeorgane mit den örtlichen Volksver­
tretungen und deren Organen auf Stadtebene voraus. 
Die Bezirksgerichte haben gemeinsam mit den Gerich­
ten in den Bezirksstädten mit Stadtbezirken Anstren­
gungen unternommen, die Zusammenarbeit der Kreis­
gerichte in den Stadtbezirken untereinander, mit der 
auf Stadtebene organisierten Staatsanwaltschaft und 
mit der Stadtverordnetenversammlung und deren Or­
ganen rationell und effektiv zu gestalten.
Die dabei angewandten Methoden sind unterschiedlich. 
Sie werden wesentlich durch die Anzahl der Stadtbe­
zirke der Bezirksstädte bestimmt. Gute Erfahrungen 
in der Zusammenarbeit für Bezirksstädte mit drei 
Stadtbezirken sind in den Städten Halle und Erfurt 
gesammelt worden. Nachstehend sollen einige Erfah­
rungen als Grundlage für den weiteren Erfahrungs­
austausch vermittelt werden:
6.1. Es wurden folgende Formen der Zusammen­
arbeit entwickelt:
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